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	 G 0003/97 

Sachverhalt und Anträge 

Die Technischen Beschwerdekarnmern 3.2.5 und 3.3.4 haben 

die Gro1e Beschwerdekarnmer nach Artikel 112 (1) a) EPTJ 

mit ahnlichen Rechtsfragen befaf!t. 

Die Kainmer 3.2.5 hat mit Zwischenentscheidung T 301/95 

(AE1. EPA 1997, 519 - Strohrnann/HARTDEGEN) folgende 

Rechtsfragen vorgelegt (Aktenzeichen G 3/97): 

"1. 1st ein Einspruch, der durch einen mittelbaren 

Stellvertreter ("Strobxnaxm") eingelegt wird, 

zulässig? 

2. Falls die Frage zu 1. verneint wird, inwieweit 1st 

der Einwand der Strohmanneigenschaft zu prUf en, wenn 

Umstãnde geltend gemacht werden, die den begrilndeten 

Verdacht erwecken, der Einsprechende handle nicht in 

eigenem Interesse?" 

iii. Im Verfahren vor der Kainmer 3.2.5 hatte der 

Patentinhaber behauptet, der Einsprechende handle als 

Strohmann für einen Dritten, der gemal! Artikel 115 EPTJ 

vorgebracht hatte, das Patent sei wegen einer 

of fenkundigen Vorbenutzung nicht schutzfähig. Diese 

Behauptung stützte er auf Formulierungen im 

Einspruchsschriftsatz, die mit den Einwendungen des 

Dritten übereinstimmten, auf das Verhalten des 

Einsprechenden und auf die Tatsache, dag dieser 

Patentberichterstatter sei. Er beantragte, den Einspruch 

als unzulässig zu verwerfen. 

IV. 	Die Karnmer 3.3.4 hat mit Zwischenentscheidung T 649/92 

(AE1. EPA 1998, 97 - DNA für HSA/GENENTECH) folgende 

Rechtsfragen (im Original in englischer Sprache) 

vorgelegt (Aktenzeichen G 4/97) 
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"1. 	Kann der Beschwerdegegner/Patentinhaber die 

Zulässigkeit eines Einspruchs im 

Beschwerdeverfahren mit GrUnden anfechten, die 

die Identität des beschwerdeführenden 

Einsprechenden betreffen, wenn vor der 

Einspruchsabteilung kein soicher Einwand gegen 

die Zulassigkeit erhoben worden war? 

Wenn die Antwort auf Frage 1 von den Umstãnden im 

Einzelfall abhangt, nach weichen 

Rechtsgrundsätzen soilte die Beschwerdekamxner 

dann im Einzelfall beurteilen, ob ein Einwand 

gegen die Zu].ässigkeit des Einspruchs in der 

Beschwerdephase noch statthaft ist? 

Wenn die Frage 1 bejaht werden kann, wie ist darin 

die Aussage des Artikels 99 (1) EPU auszulegen, 

daS jedermann gegen das eüropàische Patent 

Einspruch einlegen kann? 1st sie etwa so zu 

verstehen, dag jedertnann im eigenen Namen 

Einspruch einlegen kann, nicht aber im Islamen 

eines nominellen Einsprechenden, der nur semen 

Nanten für das Verfahren hergibt, dessen Kontrolle 

jedoch einem anderen überiäft? 

Weim die Frage 3 in dem Sinne beantwortet wird, 

dag ein nomineiler Einsprechender durch 

Artikel 99 EPU ausgeschlossen werden soil, unter 

weichen Umständen - wenn überhaupt - kanxi dann 

von einem Einsprechenden, der im Verdacht steht, 

nur nominell ais soicher aufzutreten, der 

Nachweis verlangt werden, dag er den EinspruCh 

als echter Einsprechender selbst betreibt, und 

weiche Beweismittel können dafür von ibm 

gefordert werden? 

3105.D 
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5. 	1st eine etwaige Einschränkung des Rechts auf 

Anfechtung der Zulässigkeit, die sich aus der 

Beantwortung der vorstehenden Fragen ergibt, 

sofort auf alle anhängigen Verfahren anzuwenden?" 

Im Verfahren vor der Kammer 3.3.4 hatte der 

Patentinhaber vorgetragen, der Einsprechende befasse 

sich mit dem Vertrieb von Regenschirmen und Lederwaren. 

An einem Einspruch gegen das Patent auf dem Gebiet der 

Gentechnik könne er kein Interesse haben. Es sei nicht 

anzunehmen, daE er die technischen Fahigkeiten für die 

Fuhrung des Einspruchsverfahrens habe. Er komme aus 

einem Rechtskreis, in dem die Einlegung von Einsprüchen 

durch einen Strobmann üblich sei. Schliefllich habe er es 

abgelehnt zu bestatigen, dais er nicht für einen Dritten 

handle. Auch in diesem Verfahren beantragte der 

Patentinhaber, den Einspruch als unzulässig zu 

verwerfen. 

Beide Vorlagen weisen auf Schwierigkeiten hin, die sich 

in der bisherigen Praxis zum Strohmanneinwand ergeben 

haben. Die Entscheidung T 301/95 hebt das Problem der 

inter partes wirkenden Rechtskraft der Entscheidung und 

ihrer moglichen Auswirkungen auf nationale Nichtigkeits-

und Verletzungsverfahren hervor. So begründe nach § 11 

des österreichischen Patentvertrage-EinführuflgSgesetZes 

die Entscheidung im europaischen Einspruchsverfahren den 

Einwand der res iudicata im nachfolgenden nationalen 

Nichtigkeitsverfahren, wenn Parteien- und Sachidentitàt 

gegeben sei. Sie befaft sich im Schwerpunkt mit der 

Frage, wie der Konflikt zwischen den Parteieri 

hinsichtlich des Nachweises der Strohmanneigenschaft des 

Einsprechenden durch eine angemessene Verteilung der 

Beweislast gelöst werden kann (Vorlagefrage 2) 
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Demgegenüber stelit die Entscheidung T 649/92 die These 

in den Vordergrund, Einsprechender sei derjenige, der 

als soicher riach Regel 55 a) EPU genannt werde; auf sein 

Interesse an diesem Verfahren komme es nicht an. 

Die Groe Beschwerdekarnmer hat die beiden Verfahren 

wegen des inhaitlichen Zusarnmenhangs der Vorlagefragen 

gemdg Artikel 8 der Verfahrensordnung der GroIen 

Beschwerdekammer verbunden. 

Die Beteiligten in den beiden Verfahren erhielten 

Gelegenheit, zu den vorgelegten Fragen Stellung zu 

nehmen. In einem Bescheid zur Ladung zur rnundlichen 

Verhandlung am 25. September 1998 sprach die GroEe 

Eeschwerdekammer zwei Fragen an, die sie für die 

Beantwortung der vorgelegten Rechtsfragen als wesentlich 

ansah: 

Gibt es Personen oder Personengruppen, die nicht unter 

den Begriff "jedermann' im Sinne von Artikel 99 (1) 

Satz 1 EPU einzuordnen sind?, und falls ja: 

Darf jemand, der selbst nicht Einspruch einlegen darf, 

einen anderen zur Einlegung des Einspruchs veranlassen? 

Die Ubrigen Verfahrensbeteiligten gemdg Artikel 107 

Satz 2 EPU (Einsprechende 01 und 02 in T 649/92) 

äuEerten sich nicht. Die anderen Verfahrensbeteiligten 

trugen schriftlich und rnündlich im wesentlichen 

folgendes vor: 

al) 	Zur Einspruchsberechtigung vertraten die 

Beschwerdegegner (Patentinhaber) die Auffassung, 

Artikel 99 (1) EPTJ mUsse nach seinem Zweck dahin 

ausgelegt werden, dais, der Einspruch nur 

demjenigen zustehe, der sich tatsàchlich gegen 

die Erteilung des Patents wende. Einspruch könne 

nicht von demjenigen eingelegt werden, der nur 
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semen Narnen für den Einspruch leihe, dern die 

Erteilung des Patents aber selbst gleichgültig 

sei. Diesern Zweck diene auch das Erfordernis, daf, 

der Einsprechende nach Regel 55 a) EPU zu nenneri 

sei. Daher sei der wahre Einsprechende zu nennen, 

nicht irgend jemand, den der wahre Einsprechende 

angebe, darnit er für ihn handle. DaE 

Artikel 99 (1) EPU nicht rein wörtlich ausgelegt 

werden dürfe, ergebe sich schon daraus, daS nach 

G 9/93 (AEl. EPA 1994, 891 - Einspruch der 

Patentinhaber/PEUGEOT) auch der Patentinhaber 

nicht als "jederrnann" irn Sinne der Bestinimung 

anzusehen sei. Nichts anderes gelte für den 

Strohrnann, der für einen Dritten und auf dessen 

Weisung handle. Nur wenn verhindert werde, daJ 

ein Strohrnann als Einsprechender auftrete, könne 

man auch das in G 9/93 (a. a. 0.) statuierte 

Verbot des Einspruchs durch den Patentinhaber 

durchsetzen; andernfalls brauche sich der 

Patentinhaber nur eines Strohrnanns bedienen, urn 

dieses Verbot zu urngehen. 

Das Auftreten eines Strohrnanns als Einsprechender 

müsse auch verhindert werden, urn den Vorschrif ten 

über die Vertretung Geltung zu verschaffen. Em 

Einsprechender ohne Sitz oder Wohnsitz in den 

Vertragsstaaten könne das Vertretungserfordernis 

nach Artikel 133 (2) EPU nicht dadurch uxngehen, 

dag er einen Strohrnann für sich handein lasse. 

Der Strohmann seinerseits sei nichts anderes als 

ein Vertreter des Einsprechenden, ohne dais er die 

hierfür nach Artikel 134 EPU notwendige 

Qualifikation besitze. 

Für die Einleitung und Durchführung aller 

Verfahren vor dem EPA gelte der Grundsatz des 

guten Glaubens. Dies bedeute für den Einspruch, 

dag es nicht zulässig sel, durch das 
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Verheimlichen des wahren Einsprechenden das 

Verfahren zu einer Farce zu machen und damit die 

Möglichkeit von Täuschung und Miibrauch zu 

eröffnen. Der Patentinhaber, das EPA und die 

ffent1ichkeit soliten vielmehr erfahren, wer der 

wahre Einsprechende sei. Der Einsprechende solle 

nicht die Moglichkeit erhalten, sich den 

Konsequenzen des Einspruchsverfahrens dadurch zu 

entziehen, dag er seine Identität verheimliche. 

Insbesondere mUsse er in einem späteren Verfahren 

var den nationalen Gerichten an Zugestandnisse 

gebunden sein, die er im Einspruchsverfahren 

gemacht habe. Die Aufdeckung des wahren 

Einsprechenden sei auch erforderlich, damit em 

Lizenznehmer nicht dazu verleitet werde, etwaige 

vertragliche Nichtangriffspflichten zu miiachten. 

a2) 	Die Beschwerdeführer (Einsprechenden) vertraten 

die Auffassung, die einschlägigen Vorschriften 

seien unzweideutig. "Jedermann" bedeute ahne 

Einschränkung jede natUrliche ader juristische 

Person. Das EPTJ verlange keiri eigenes Interesse 

des E±nsprechenden am Ausgang des Einspruchs-

verfahrens. Dies werde auch in G 9/93 (a. a. 0.) 

bestätigt. Dart werde zwar der Patentinhaber vom 

Einspruch ausgeschlassen, aber der Begriff 
lj edermaIl auf die breite bffentlichkeit 

bezogen. Hierzu gehöre jeder, der einen 

substantiellen Einspruchsgrund vorbringe. Daher 

müsse mit der Varlage T 649/92 die Identitàt des 

Einsprechenden rein förmlich gesehen werden. 

Einsprechender sei nur, wer als Einsprechender 

nach Regel 55 a) EPU genannt warden sei. 

Van elnem wahren Einsprechenden neben dem als 

Einsprechenden gemdS Regel 55 a) EPU Genannten 

könne man nur sprechen, wenn man yam 

Einsprechenden ein eigenes Interesse am Ergebnis 

310.D 	 . . . 1... 
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des Einspruchsverfahrens verlange, das über das 

Interesse der Aligemeinheit hinausgehe; dies sei 

aber nach dem EPU gerade nicht erforderlich. 

Hiervon habe der Gesetzgeber, abweichend etwa von 

der frUheren Regelung im Vereinigten Königreich, 

bewuft abgesehen, urn das EPA nicht mit Fragen zu 

belasten, die auierha1b seines sonstigen 

Aufgabenbereichs lägen. Dies gelte auch für die 

Frage des Bestehens und der Wirksamkeit einer 

Nichtangriffsabrede. Im übrigen habe kraft 

ausdrücklicher Regelung das EPA auch nicht 

nachzuforschen, ob etwa der Patentinhaber em 

Strohrnann des wahren Inhabers der Rechte an der 

Erfindung sei. Es gebe keine Rechtfertigung 

dafür, den Einsprechenden anders zu behandein. 

Der Hinweis in der Vorlage T 301/95 auf die 

Rechtskraftwirkung einer Entscheidung im 

Einspruchsverfahren für el; n späteres nationales 

Nichtigkeitsverfahren könne nicht zu einem 

anderen Ergebnis führen. So sei es in österreich 

ohne weiteres zulàssig, für die Nichtigkeitsklage 

einen Strohrnann zu benutzen. Daher führe auch die 

Nennung des wahren Einsprechenden nicht notwendig 

zu einer Identität der Parteien für das 

nachfolgende Nichtigkeitsverfahren. 

Das EPU gebe schlieillich keinerlei Hinweis, 

weicher Art ein Interesse sein müsse, urn als 

ausreichend für den Einspruch anerkannt zu 

werden. Zwar könne es Fälle einer kiaren 

Abgrenzung zwischen wahrem und nominellem 

Einsprechenden geben. In vielen Situationen sei 

aber eine kiare Grenzziehung gar nicht möglich, 

etwa dann wenn sich die Interessenlage im Lauf 

des Einspruchsverfahrens verändere. Irn übrigen 

könne es vielfältige Gründe geben, warurn der am 
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Widerruf eines Patents Interessierte nicht often 

als Beteiligter im Einspruchsverfahren auftreten 

wolle, ohne dafL diese GrUnde etwas mit dem 

Patentinhaber zu tun haben müften. 

Im Ergebnis kornrne es daher nur auf die 

Identifizierbarkeit des Einsprechenden bei Ablauf 

der Einspruchsfrist an, urn feststellen zu können, 

weiche Person Verfahrensbeteiligter geworden sei. 

Dies mQsse auch dann gelten, wenn der 

Einsprechende zugelassener Vertreter oder 

Rechtsberater auf dem Gebiet des gewerblichen 

Rechtsschutzes sel. Selbst wenn es notwendig sei, 

für die Fälle des Einspruchs des Patentinhabers 

oder bei Umgehung der Erfordernisse über die 

Vertretung der Frage des Strobrnanns nachzugehen, 

rechtfertige dies keinesfalls, in alien Fallen 

nachzuforschen, ob der Einsprechende im Interesse 

eines anderen handle. Dies laufe darauf hinaus, 

dais der Einsprechende ein eigenes Interesse 

belegen müsse. Dies sei dem Einspruchsverfahren 

aber grundsatzlich fremd, es reiche aus, wenn der 

Einsprecheride das Interesse der Aligemeinheit 

vertrete. 

b) 	Zur Frage, wie und unter weichen Umstànden zu 

prufen sei, ob ein Einsprechender in fremdem 

Namen handle, stimmten die Eeteiligten darin 

Uberein, daS die Beweislast derjenige trage, der 

sich auf diesen Umstand berufe. 

bl) 	Die Beschwerdegegner vertraten die Auffassung, 

der Patentinhaber sei mit dem vollen Nachweis des 

Handelns eines Strohmarins regelma1!ig überfordert. 

Es müsse ausreichen, wenn er Umstande vortrage, 

die es für einen vernUnftigen Beteiligten als 

wahrscheinlich erscheinen 1ieen, dag der 

Einspruch für einen nicht genannten Dritten 

3105.D 	 . . . / . . 



- 9 - 	 G 0003/97 

eingelegt sei. Der genanrite Einsprechende habe 

dann darzulegen, daE diese Annabme nicht 

zutreffe. Der hierfür erforderliche Nachweis 

hange von der Uberzeugungskraft der vorn 

Patentinhaber vorgetragenen Urnstände ab. 

Gegebenenfalls könne hierzu eine Erklärung unter 

Eid genügen, daE der Einspruch nicht in frerndern 

Narnen eingelegt sei. 

b2) 	Vorbehaitlich ihrer Auffassung, daJ die 
Einspruchsberechtigung eines korrekt bezeichneten 

Einsprechenden nicht in Frage gesteilt werden 
dUrfe, waren die Beschwerdeführer der Auffassung, 

vage Behauptungen und b1oie Zweifel reichten 

keinesfalls aus, urn das Handein im Auftrag eines 

Dritten zu belegen. Der Patentinhaber habe 

vielrnehr einen zwingenden Beweis zu führen. Der 

Einsprechende sei befugt, auf die Frage nach 

einern eigenen Interesse am Widerruf des Patents 
zu schweigen und aus diesern Schweigen dürf ten 

keine SchlUsse zu seinem Nachteil gezogen werden. 
Solange die Existenz eines konkreten Dritten 

nicht nachgewiesen sei, bestehe keinesfalls Anlaf 

zu Nachforschungen. Mit einer bloien Erklärung 

des Einsprechenden sei die Frage nicht zu klären, 

da der Patentinhaber eine soiche Erklarung ohne 

weiteres in Zweifel ziehen könne. Zum Fall des 

Einspruchs irn Auftrag des Patentinhabers war der 

Beschwerdeführer in T 301/95 der Meinung, auch 
hier sei der genannte Einsprechende Partei, so 

da1, kein Anlaf zu irgendeiner Uberprufung 

bestehe. 

ci) 	Zum rnoglichen Zeitpunkt des Einwands, der 

Einsprechende handle irn Auftrag eines Dritten, 

trugen die Beschwerdegegner vor, die Zuiãssigkeit 

des Einspruchs sei eine fundamentale 
Voraussetzung für eine Entscheidung in der Sache, 
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die für das ganze Verfahren gelte. Ihr Fehien 

müsse daher auch noch im Beschwerdeverfahren 

berücksichtigt werden. 

c2) 	Demgegenüber meinten die BeschwerdefUhrer, das 

Beschwerdeverfahren diene der Uberprufung der 

Richtigkeit der Entscheidung der ersten Instanz. 

Versäume es der Patentinhaber, die Frage der 

Zulässigkeit des Einspruchs aus in der Person des 

Einsprechenden liegenden GrUnden vor der 

Einspruchsabteilung aufzuwerfen, dann sei diese 

Frage grundsatzlich auch nicht Gegenstand der 

Uberprüfung un Beschwerdeverfahren. Der 
Patentinhaber sei insoweit auch nicht beschwert. 

d) 	Zum zeitlichen Anwendungsbereich der von der 

Kainmer zu treffenden Entscheidung wiesen die 

Eeteiligten auf den Grundsatz des 

Vertrauensschutzes hin. Ergebe sich aus der 

Entscheidung eine von der bisherigen 

Rechtsprechung abweichende Rechtslage, seien 

moglicherweise Kriterien festzulegen, auf welche 

Fälle die Entscheidung anzuwenden sei. Die 

Beschwerdeführer vertraten den Standpunkt, ein im 

berechtigten Vertrauen auf die bisherige 

Rechtsprechung eingelegter Einspruch dürfe nicht 

nachträglich als unzulässig behandelt werden. 

Ent scheidungsgründe 

1. 	Beide Vorlageentscheidungen stellen im Kern die Frage, 

ob ein Einspruch unzulässig ist, wenn der Einsprechende 

für eine andere Person, d. h. als Strohmann handelt 

(Frage 1 in T 301/95 und Frage 3 in T 649/92). In 

Einklang mit einer etablierten Rechtsprechung (siehe 

etwa T 798/93, AB1. EPA 1997, 363 - Identifizierung des 
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wahren Einsprechenden/FA}IRZEUGTRANSPORTER, m. weit. 

Nachw. und die in Rechtsprechung der Beschwerdekammern 

des EPA, 2. Auf 1. 1996, unter VI.D.3.2.2 zitierten 

Entscheidungen) haben die Beschwerdegegner sich darauf 

berufen, wer im Auftrag eines Dritten handle, sei nicht 

der wahre Einsprechende. 

	

2. 	Diesem Ausgangspunkt kann sich die Karnmer nicht 

anschlie1en. 

	

2.1 	Die Stellung als Einsprechender ist eine Verfahrens- 

stellung und es ist Gegenstand des Verfahrensrechts, wie 

sie begründet wird. Dies ist im EPU in Artikel 99 (1) 

1. V. m. Artikel 100, Regel 55, 56 (1) geschehen. Daher 

1st Einsprechender derjenige, der die dort geregelten 

Voraussetzungen für die Einlegung elnes Einspruchs 

erfüllt; insbesondere muZ er identifizierbar sein (vgl. 

Regel 55 a) EPU). Andere explizite formelle 

Voraussetzungen steilt das EPIJ an den Einsprechenden 

nicht. Wer die genannten Voraussetzungen erfUllt, wird 

zugleich Beteiligter am Einspruchsverfahren 

(Art. 99 (4) EPU). In diesem Verfahren kommt es allein 

auf seine Handlungen an. Ein Dritter, der den 

Einsprechenden zur Einlegung des Einspruchs veran1aJt 

hat (der "Hintermann"), kann keine Verfahrenshandlungen 

vornebmen. Ob die Handlungen des Einsprechenden in 

Einklang mit den Intentionen oder Weisungen des 

Hintermanns stehen, betrifft nur das Innenverhàltnis 

zwischen Einsprechendem und Hintermann und ist für das 

Einspruchsverfahren ohne Belang. 

Demgegenuber ist der Standpunkt vertreten worden, wer im 

Auftrag eines Dritten einspreche, handle nicht im 

eigenen Namen (T 10/82, AB1. EPA 1983, 407 - Einspruch; 

Zulàssigkeit/BAYER, Gründe Nr. 3). Eine solche Bewertung 

steht aber im ausdrUcklichen Widerspruch zu den 

verfahrensrechtlichen Erklärungen des Einsprechenden. 

Seine Erklärungen und auch seine Absicht gehen 
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keineswegs dahin, dag er einen anonyrnen Einspruch 

einlegen will; er will vielmehr ausdrücklich den 

Einspruch in semen eigenen Namen einlegen. In T635/88 

heiI,t es hierzu, es müsse verhindert werden, dajemand 

aufgrund der persönlichen Berechtigung eines Dritten em 

Verfahren im eigenen Namen in Gang setze (ABi. EPA 1993, 

608 - Identifizierbarkeit des Einsprechenden/DE ERVEN G. 

DE BOER B.V., Gründe Nr. 8.3). Der Einsprechende will 

aber nicht aufgrund der persönlichen Eerechtigung des 

Hintermanns handein. Er nirnrnt vielmehr das ihm selbst 

als Mitglied der 6ffentlichkeit eingeräurnte Recht zur 

Einlegung des Einspruchs wahr. 

	

2.2 	Seine Verfahrensbeteiligung steht nicht zur freien 

Disposition des Einsprechenden. Hat er die 

Voraussetzungen für einen zulässigen Einspruch erfüllt, 

ist er Einsprechender und bleibt dies, bis das Verfahren 

oder seine Beteiligung beendet ist. Er kann seine 

Stellung nicht auf den Dritten abwälzen (siehe hierzu 

Vorlage T 649/92, GrUnde Nr. 2.2). Daher kann es neben 

den formell legitimierten Einsprechenden keinen anderen 

"wahren" Einsprechenden geben. Ferner folgt daraus, daz 

es nicht nur auf einer Vermutung beruht, daZ derjenige 

als Einsprechender behandelt wird, der in eigener Person 

die dafür erforderlichen Zulässigkeitsvoraussetzungen 

erfUllt hat. 

	

3. 	1st dernnach ein Einspruch in fremdem Auftrag in Einklang 

mit den Vorschrif ten Uber die Einlegung des Einspruchs, 

so bedürfte es besonderer Gründe, danach zu forschen, ob 

derjenige, der das Verfahren vorschriftsmäfig 

eingeleitet hat, als Strohmann handelt, urn hieraus 

Folgen für die Zulässigkeit des Einspruchs herzuleiten. 

	

3.1 	Ein soicher Grund ist in der Entscheidung G 1/84 (AB1. 

EPA 1985, 299 - Einspruch des Patentinhabers/MOBIL OIL) 

kurz angesprochen. Dort ging die Groe Beschwerdekamrner 

aus ihrer Sicht von der Hypothese aus, dem Patentinhaber 
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sel der Einspruch gegen sein eigenes Patent verwehrt (so 

nurirnehr G 9/93, a. a. 0.). Sie nahrn an, der 

patentinhaber würde hierdurch veran1aJt, gegebenenfalls 

einen Strohrnann als Einsprechenden vorzuschieben. Da die 

Beziehung zwischen Patentinhaber und Strohmann nicht 

erkennbar sei, bestehe die Gefahr eines Mi1brauchs des 

Einspruchsverfahrens zu anderen Zwecken (G 1/84, 

a. a. 0., S. 301, Nr. 2). Dies wurde ersichtlich als em 

Beispiel dafür gesehen, dag ein Strohrnann benutzt werden 

kann, urn einen von der Rechtsordnung miibi11igten Erfolg 

herbeizuführen. Eine soiche mifbräuch1iche Umgehung 

gesetzlicher Vorschrif ten mu:g aber nicht hingenornmen 

werden. 

3.2 	Das Handeln im Auftrag eines Dritten kann aber ohne das 

Hinzutreten weiterer Umstände nicht als Gesetzesurngehung 

angesehen werden. Aus dem Zweck des Einspruchsverfahrens 

alleine 1ä1t sich jedenfalls nicht begrunden, da.:9 em 

Einspruch in fremdem Auftrag als Miibrauch der 

Verfahrensvorschrif ten anzusehen ware. 

3.2.1 Die Beschwerdegegner haben behauptet, der Patentinhaber, 

das EPA und die öffentlichkeit hätten ein Interesse 
daran zu erfahren, auf wessen Betreiben der Einspruch 

eingelegt worden sei. Der Patentinhaber mag zwar em 
wirtschaftliches Interesse an der Information haben, wer 

etwas gegen sein Patent unternimmt, ein soiches 

Interesse ist aber nach der Ausgestaltung des 

Einspruchsverfahrens durch den Gesetzgeber nicht 

rechtlich geschutzt. 

Für die Erhebung der Nichtigkeitsklage wird in den 

Vertragsstaaten des EPU teilweise ein Interesse des 

Kiagers an der Vernichtung des Patents verlangt. In 

Abweichung von solchen Konzepten hat der Gesetzgeber den 

Einspruch ausdrücklich als Popularrechtsbehelf 

ausgestaltet, der nach Artikel 99 (1) EPU "jedermann" 

offensteht. Die Notwendigkeit der Darlegung eines wie 
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imrner gearteten Interesses des Einsprechenden an der 

Vernichtung des Patents ware damit nicht vereinbar 

(G 1/84, a. a. 0., S. 303, Nr. 3; Mathély, Le droit 

européen des brevets d'invention, Paris 1978, S. 297; 

Paterson, The European Patent System, London 1992, 

Rdn. 4-38, noch unter Hinweis auf G 1/84 (a. a. 0.); van 

Empel, The Granting of European Patents, Leyden 1975, 

Rdn. 469; Singer, Art. 99 EPU, Rdn. 3). 

3.2.2 Kann demnach ein Interesse des Einsprechenden am 

Widerruf des Patents nicht verlangt werden, kann das 

folgerichtig nur bedeuten, dag die Motive des 

Einsprechenden für das EPA unbeachtlich sind, dies 

jedenfalls solange, als sich nicht aus zusätzlichen 

Umständen ein mifbràuch1iches Verhalten ergibt. Daher 

kann der Patentinhaber grundsätzlich auch nicht vom EPA 

verlangen, den Einsprechenden zu zwingen, seine Motive 

offenzulegen, urn auszuschlieEen, daE er im Interesse 

eines Dritten handelt. 

Dies gilt auch dann, wenn der Einsprechende tatsächlich 

im Interesse eines Dritten handelt. Durch die Einlegung 

des Einspruchs hat er selbst verfahrensrechtlich die 

Stellung als Einsprechender erlangt. Im Verhältnis zurn 

Patentinhaber und zurn EPA kommt es daher allein auf ihn 

an. Wenn der Einsprechende für den Einspruch kein 

Interesse an der Vernichtung des Patents vorzubringen 

braucht, ist es unschädlich, wenn ein Dritter em 

Interesse an der Vernichtung des Patents hat. In welcher 

rechtlichen Verbindung der Einsprechende intern zu 

Dritten steht, ist nach aufen, d. h. gegenuber dem EPA 

und dem Patentinhaber grundsätzlich ohne rechtliche 

Bedeutung. Jedenfalls solange die Rechtsordnung keine 

Einwände dagegen hat, dag der Hintermann selbst 

Einspruch einlegt, ist auch nichts dagegen einzuwenden, 

dag er den Einspruch durch einen Strohrnann veranlagt (So 

sogar für das Nichtigkeitsverfahren BGH GRTJR 1963, 253 - 

BUrovorsteher). Im übrigen wird in der Vorlage T 649/92, 
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(GrUnde Nr. 2.6) zu Recht darauf hingewiesen, daf!, em 

unterschiedlich starkes Interesse beim Einsprechenden 

und seinem Hintermann vorliegen kann. Dieses kann sich 

auch irn Lauf des Verfahrens verändern oder wegfallen, so 

dag schwer zu bewertende Zweifelsfäile entstehen können. 

Schlieillich bliebe die Frage, wann ein Interesse des 

Einsprechenden für den Einspruch als relevant anzusehen 

ware. Die Beschwerdeführer haben darauf verwiesen, em 

Interesse des Einsprechenden am Ausgang des Einspruchs-

verfahrens könne sich aus der Arbeitsteilung zwischen 
verschiedenen rechtlich selbständigen Unternehxnen in 

Rahmen eines Konzerns, aus einer Gegenleistung des 
Hintermanns oder sogar schon aus der Vermeidung einer 

Auferiegung von Kosten nach Artikel 104 EPU ergeben. 

3.2.3 All dies zeigt, daf! die Motive des Einsprechenden für 

die Ziele des Einspruchsverfahrens unerheblich sind. 

In diesem Verfahren soil der öffentiichkeit die 

Moglichkeit gegeben werden, die Gultigkeit des Patents 

anzufechten (G 9/93, a. a. 0., GrUnde Nr. 3). Dies tragt 

unter anderem der Tatsache Rechnung, dais einem Patentamt 

nicht aile gegen die Patentierbarkeit sprechenden 

tatsächiichen Umstände bekannt sein können. Für das Ziel 

des Eirispruchsverfahrens, die Aufrechterhaitung 

of fenkundig ungultiger Patente schon in Verfahren vor 

den EPA zu verhindern, 1st es belanglos, wer dem EPA die 

relevanten Informationen vermitteit (vgl. auch T 798/93, 

a. a. 0., Gründe Nr. 4, letzter Abs.). Das Einspruchs- 

verfahren soll ein einfaches, zügig durchgeführtes 

Verfahren sein. In ibm sollen einerseits relevante 

Einwànde gegen die Patentierbarkeit angemessen 

berucksichtigt werden, andererseits soil über den 

Bestand des Patents im Interesse beider Seiten aisbald 

entschieden werden. In dieser }iinsicht würde die 

Berucksichtigung des Strobmanrieinwandes zusätzlichen 

prozessualen Streitstoff bedeuten, der das Verfahren 

verzögern kann. Die Schaffung im EPU nicht vorgesehener 
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Zulassigkeitsschranken für den Einspruch würde dern 

öffentlichen Interesse entgegenstehen, daJ, jeder 

Einspruch in der Sache geprüft und das Verfahren rasch 

abgeschlossen wird (vgl. G 1/84, a. a. 0., S. 303). 

Als Folge der beschränkten Zielsetzung des 

Einspruchsverfahrens hat das EPA auch nur unzureichende 

verfahrensrechtliche Mittel, urn das Handeln eines 

Strohmanns aufzudecken. So kann es weder einen 

Beteiligten zurn Erscheinen zwingen noch eine Erklàrung 

unter Eld abnehrnen (vgl. Artikel 117 (4) (5), 

Regel 99 EPU). Diese Situation mag zur Entwicklung der 

bisherigen Rechtsprechung beigetragen haben, die eine 

Vermutung dafür aufgestellt hat, dag der Einsprechende 

nicht als Strohmann handelt. Diese Vermutung konnte in 

der Praxis nur dadurch widerlegt werden, daf, sich der 

Patentinhaber als Hinterrnann selbst enttarnt (T 635/88, 

a. a. 0., Sachverhalt Nr. III) oder daZ er vorn 

Einsprechenden enttarnt wird (T 10/82, a. a. 0., 

Sachverhalt Nr. VIII). In alien anderen Fallen haben die 

Kammern es abgelehnt, konkreten und plausiblen 

Verdachtsrnornenten nachzugehen, aus deneri der 

Patentinhaber geschiossen hatte, dais der Einsprechende 

irn Auftrag eines Dritten handeite. Wenngleich beide 

Vorlagen eine unterschiedliche Tendenz hinsichtlich der 

Beantwortung der anstehenden Rechtsfrage erkennen 

lassen, so stimmen sie doch darin überein, dag die 

Situation auf der Grundlage der bisherigen 

Rechtsprechung unbefriedigend 1st. Zwar wurde der 

Strobmanneinwand zugelassen und darnit zusätzlicher 

Streitstoff in vielen Verfahren geschaffen. Dern 

Patentinhaber wurde aber verwehrt, diesen Einwand 

erfoigreich auf die ibm üblicherweise zuganglichen 

tatsàchlichen Umstände zu stützen. 

Ein anderer Grund für die hohen Beweisanforderungen der 

bisherigen Rechtsprechung an das Handein eines 

Strohrnanns ist darin zu sehen, dag der Einsprechende vom 
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Patentinhaber vorgebrachte Indizien selten anders 

entkräf ten kann, als durch Of fenlegung seiner Motive für 

den Einspruch. Es entspricht aber nun gerade dem Sinn 

der Regelung in Artikel 99 (1) EPU, dag der 

Einsprechende ein wie immer geartetes Interesse nicht zu 

haben und demgemdg auch nicht zu belegen braucht (siehe 

oben 3.2.1). Allein aus dessen Fehlen dürfen daher keine 

Nachteile zu Lasten des Einsprechenden hergeleitet 

werden. Dieser hat auch ein schützenswertes Interesse 

daran, dem Patentinhaber nicht offenbaren zu rrtQssen, 

warum ihn ein Patent stört. Sein Einspruch ist allein 

dadurch gerechtfertigt, dag er wie jeder andere das 

Patent im Fall seines Bestandes zu respektieren hat, was 

jedenfalls eine abstrakte Einschrànkung seiner 

wirtschaftlichen Handlungsfreiheit bedeutet. Die Annabme 

einer Verpflichtung, eine Beeinträchtigung konkreter 

wirtschaftlicher Planungen darzulegen, würde den Sinn 

der gesetzlichen Regelung ins Gegenteil verkehren. 

3.2.4 Die Zulassung eines im Auftrag eines Dritten handelnden 

Einsprechenden steht nicht im Widerspruch zum Charakter 

des Einspruchsverfahrens als inter partes Verfahren 

(siehe aber auch unter 4.1). Der formell legitimierte 

Einsprechende wird als Partei behandelt. Aus der 
Existenz eines Hintermanns folgen für ihn weder Vorteile 

noch Nachteile für das Verfahren. Die Befürchtung, aus 

nicht of fenbarten Verbindungen zwischen Strohmann und 

Hintermann könnten sich Ungewiiheiten und Unsicherheiten 

ergeben (so z. B. T 798/93, a. a. 0., m. weit. Nachw., 

Gründe Nr. 3.3.4), träfe für das Einspruchsverfahren nur 

unter der Prärnisse zu, dais es einen "wahren 

Einsprechenden" neben dem formell legitimierten 

Einsprechenden geben kann. Hierfür gibt das maIgebende 

Verfahrensrecht keine Grundlage (s. o. Nr. 2.2). 
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3.2.5 In der Vorlage T 301/95 (Gründe Nr. 3.5) wird auf die 

Gefahr hingewiesen, Unklarheiten über die Stellung der 

Parteien und Zeugen oder anderen Beweispersonen 

zueinander könnten die Wahrheitsfindung beeintrachtigefl. 

Da aber der formell Legitimierte allein als 

Einsprechender anzusehen 1st, wird der Hintermann in 

keinem Fall als Partei behandelt. Somit können Zweifel 

über die Parteistellung jedenfalls nicht auftreten. 

Allerdings wird bei Beweispersonen, die in Beziehung zum 

Hintermann stehen, ihre Beziehung zum anhangigen 

Verfahren nicht offenbar. Hierin kann aber keine 

wesentliche Beeintrachtigung der Wahrheitsfindung 

gesehen werden. Das EPU gewahrleistet in keiner Weise, 

dag die Person mit dem gröIten Interesse am Widerruf des 

Patents als Einsprechender auftritt. Auch wenn der 

Einspruch ohne eigenes Interesse des Einsprechenden 

unzulassig ware, könnte sich der schärfste Wettbewerber 

des Patentinhabers hinter einem unbedeutenden 

Wettbewerber als Einsprechenden verstecken, den er mit 

Material versorgt. Das magebende Kriterium für die 

Glaubwürdigkeit einer Beweisperson im vorliegenden 

Zusammenhang ist ihr Interesse am Ausgang des 

Einspruchsverfahren, das sich keineswegs notwendig in 

einer Beziehung zum Einsprechenden dokumentiert. Daher 

ist das EPA bei jeder Beweisperson gehalten, die 

Glaubwürdigkeit zu prüfen und festzustellen, in weicher 

Weise sie selbst (oder beispielsweise ihr Arbeitgeber) 

vom Ausgang des Einspruchsverfahrens betroffen ist (im 

Ergebnis ebenso Vorlage T 649/92, Gründe Nr. 2.9) 

3.2.6 Die Kenntnis eines Hintermanns des Einsprechendefl ist 

auch nicht erforderlich, urn sicherzustellen, daE dem 

Patentinhaber Kosten erstattet werden, die nach 

Artikel 104 (1) EPU dem Einsprechenden auferlegt worden 

sind. Wie bereits dargelegt, 1st allein der 

Einsprechende am Verfahren beteiligt. Ihn allein treffen 

auch die Verpflichtungen aus diesem Verfahren, so dag er 
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Schuldner eines Anspruchs auf Erstattung von Kosten 

wird. Das EPU gibt dem Patentinhaber bei keinem 

Einsprecheflden eine Gewàhr dafür, dais, dieser ibm 

auferlegte Kosteri auch erstatten kann. 

3.2.7 In der Vorlage T 649/92 (Gründe Nr. 2.1) wird eine 

Parallele zwischen der Verfahrensstellung des 

Einsprechenden und der des Anmelders gezogen. Beim 

Anmelder können die durch die Erfindung begrundete 

materielle Rechtsposition (Recht auf das Patent, 

Artikel 60 (1) und (2) EPU) und die durch die 

Einreichung der Anmeldung begrundete verfahrens-
rechtliche Position auseinanderfallen. Für diese 

Konfliktsituation hat sich der Gesetzgeber dafUr 

entschieden, im Verfahren vor dem EPA den Arimelder als 

den Berechtigten zu fingieren (Artikel 60 (3) EPU) und 

den Streit urn den Anspruch auf Erteilung des Patents den 

nationalen Gerichten zuzuweisen (Artikel 61 EPU i. V. m. 

dem Anerkeimungsprotokoll) . Die Beschwerdeführer weisen 

zutref fend darauf hin, da1, ein Anmelder im Register 

eingetragen bleibt, auch wenn dem EPA bekannt wird, daJ 

das Recht auf das Patent auf einen Dritten übertragen 

worden ist. Das EPA trägt einen RechtsUbergang nur em, 

wenn dies formgerecht beantragt wird (Regel 20 EPU). Das 

EPA solite nicht mit der Frage belastet werden, ob der 

Anmelder auch der wahre Berechtigte ist (Van Empel, 

a. a. 0., Rdn. 162). Es ware ein gewisser Widerspruch, 

für das Erteilungsverfahren im Interesse der 
\Terfahrensökonomie und der sachgerechten Beurteilung 

materiell-rechtlicher Fragen die Suche nach dem "wahren 

Berechtigten" dem EPA zu entziehen, im Einspruchs-

verfahren aber vergleichbare Fragen zu prüf en, obgleich 

es neben dem formell legitimierten Einsprechenden keinen 

anderen "wahren Einsprechenden", sondern nur einen 

Hintermann des Einsprechenden geben kann. 
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3.3 	Auch auierha1b des Einspruchsverfahrens liegende Gründe 
erfordern es nicht, einen Einspruch in fremdern Auftrag 
generell auszuschlie1en. 

3.3.1 Insbesondere in der Vorlage T 301/95 wird betont, da1 
die Entscheidung irn europäischen Einspruchsverfahren für 
das nationale Nichtigkeitsverfahren den Einwand der res 
iudicata begrUnden könne. Dabei wird of fensichtiich das 
Auftreten eines Strohmanns im Einspruchsverfahren ais 
Beeinträchtigung des Patentinhabers gesehen, der dern 
Einsprechenden im Nichtigkeitsverfahren den Einwand der 
Rechtskraft entgegenhaiten kann. Dieser Einwand setzt 
unter anderern Identität der Partelen voraus. Wird das 
Handein des Hintermanns nicht of fenbar, so fehit dern 
Patentinhaber die Kenntnis der relevanten Tatsachen, urn 
den Einwand zu erheben. 

Gegen dieses Argument spricht zunàchst, daf, sich die 
Frage der Rechtskraft nicht irn Einspruchsverfahrefl 
stelit; hier ist sie lediglich hypothetischer Natur, 
weil das Nichtigkeitsverfahren in aller Regel erst 
später anhangig wird. Erst im Nichtigkeitsverfahren 
können die Voraussetzungen des Einwands der Rechtskraft 
geprUft werden. Es 1st nicht ersichtiich, warum das 
Gericht irn Nichtigkeitsverfahren nicht zur Feststeilung 
in der Lage sein soil, ob der Nichtigkeitskläger einen 
Strohmann veran1aft hat, beim EPA Einspruch einzulegen. 
Hinzu kommt, dais auch im Nichtigkeitsverfahren ggf. em 
Strohmann auftreten kann, so dais selbst eine 
unzweifelhafte Feststellung irn Einspruchsverfahren, daf 
der Einsprechende kein Strobmann 1st, keine Gewähr dafür 
gibt, dag die personellen Voraussetzungen der 
Rechtskraft im Nichtigkeitsverfahren ohne 
Schwierigkeiten festgesteilt werden können. Für diese 
Feststellung können auferdern die gesamten Urnstände 
sowohi des Einspruchsverfahrens als auch des 
Nichtigkeitsverfahrens einschlägig sein, so dag den 
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vollen Uberblick über die mäglicherweise erheblichen 

Urnstànde ohnehin erst das Gericht irn Nichtigkeits-

verfahren hat. Im übrigen ware eine Feststellung des EPA 

zur Frage des Handeins eines Strohmanns für das spàtere 

Nichtigkeitsverfahren auch nicht bindend. Aus diesen 

Erwägungen folgt zurn ersten, daJ. dern Patentinhaber die 

Geltendrnachung des Einwands der Rechtskraft nicht 

beschnitten wird, wenri der Einspruch eines Strohrnanns 

als zulassig angesehen wird. Des weiteren folgt daraus, 

da1. die Prüfung der Strohmannfrage irn Einspruchs- 

verfahren die Gefahr einer spàteren divergierenden 

Entscheidung hierzu irn Nichtigkeitsverfahren begründeri 

würde. Die unzureichenden verfahrensrechtlichen 
Möglichkeiten des EPA, einem Strohrnanneinwand 

nachzugehen, wurden bereits erörtert (s. o. 3.2.3). 

Dagegen sind vor den nationalen Gerichten die Ublichen 

und geeigneten Instruinente des Zivilprozesses gegeben, 

urn den Sachverhalt aufzuklàren. 

3.3.2 Nach Auffassung der Beschwerdegegner soil die 

Möglichkeit des Einspruchs irn Auftrag eines Dritten 

Lizenznehrner dazu verleiten, eine bestehende 
Nichtangriffsabrede zu verletzen. Der Verpflichtete 

elner Nichtangriffsabrede wird aber gute Gründe haben, 

diese Abrede nicht unter Einschaltung eines Strobmaims 

zu verletzen. Hat der Patentinhaber nämlich konkrete 

Hinweise auf einen soichen Verdacht, kann er gegen 

semen Vertragspartner irn Zivilrechtsweg vorgehen. Dies 

bedeutet ein erhebliches finanzieiles Risiko für den 

Verpflichteten. Dagegen hat auch in diesern Fall das EPA 

kaurn prozessuale Mittel, urn einen Einsprechenden, der es 

darauf anlegt, das Vorhandensein und die Identität eines 

Hinterrnanns zu verbergen, zur Aufdeckung der 

tatsächlichen Verhältnisse zu zwingen. 

Die bisherige Spruchpraxis gibt allerdings keinen Anla 

für die EefUrchtung, Nichtangriffsverpflicht.ungen wUrden 

in nennenswertern tJrnfang durch Einschaltung eines 
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Strohmanns umgangen. Obwohl der Strohmanneinwand bereits 

in vielen Verfahren erhoben worden ist, ist jedenfalls 

in keinem der bisher von den Beschwerdekanirnern - 

entschiedenen Fälle behauptet worden, der Hintermann des 

Einsprechenden unterliege einer Nichtangriffs-

verpflichtung. 

Hinzu kornrnt, dag sich die Wirksamkeit und Tragweite 

einer Nichtangriffsverpflicht.ung nach nationalem und 

nach Gemeinschaftsrecht bestirnmen und ihre Zulassigkeit 

insbesondere nach Gemeinschaftsrecht streitig ist. Daher 

stehen die nationalen Gerichte auch vom anzuwendenden 

Recht her diesen Sachverhalten näher. In einer 

Entscheidung einer Einspruchsabteilung vom 13. Mai 1992 

(AE1. EPA 1992, 747 - Nichtangriffsverpflichtung) ist 

daher zu Recht der Standpunkt vertreten worden, elne 

Nichtangriffsabrede führe regelmäEig nicht zur 

Unzulassigkeit des Einspruchs. Der Patentinhaber ist 

darauf verwiesen worden, semen Vertragspartner vor den 

nationalen Instanzen zu vertragsgemäiem Verhalten zu 

veranlassen oder vor ihnen im Fall der Vertrags-

verletzung Ansprüche geltend zu machen. 

3.3.3 In G 1/84 wird beiläufig die Befürchtung geauert, durch 

die Einschaltung eines Strobmanns könne das 

Einspruchsverfahren zu anderen Zwecken, z. B. zur 

Erwirkung eines Verfahrensaufschubs vor einem anderen 

Gericht miibraucht werden (a. a. 0., S. 301, im 

Zusarnmenhang mit dem Strohmann, den der Patentinhaber 

vorschieben könnte, dem die Möglichkeit des Einspruchs 

versagt ist) . Eine solche Gefahr erscheint nicht ohne 

weiteres naheliegend. Wenn der Strohmann das Verfahren 

verzögern kann, dann könnte es wohl auch der Hintermann. 

Gang und Dauer des Einspruchsverfahrens beeinflussen die 

Parteien im wesentlichen durch zwei Faktoren, durch den 

Inhalt ihres Vorbringens und durch ihre Verfahrens-

anträge. Es ist nicht ersichtlich, dag der Strohmann 

hier wesentlich andere Möglichkeiten hätte als der 
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Hintermaflfl, wenn dieser selbst Beteiligter ware. Im 

ubrigen ist es Sache der mit dem Einspruchsverfahren 

befaJten Instanzen des EPA, einer erkennbaren Tendenz 

zur Verfahrensverzögerung entgegenzuwirken und dem 
legitimen Interesse eines Beteiligten an einer 

Beschleunigung des Verfahrens Rechnung zu tragen (siehe 

etwa T 290/90, AB1. EPA 1992, 368 - GebUhren-

ermaEigung/SAVIO PLASTICA; im Ergebnis wie hier Vorlage 

T 649/92, GrQnde Nr. 2.4). 

	

4. 	Nachdem das Handein des Einsprechenden für einen nicht 

in Erscheinung tretenden Dritten nicht generell zu 

beanstanden ist, bleibt festzustellen, bei weichen 

Faligestaltungen das Handeln eines Strohmanns als 

miibräuchl1che Gesetzesumgehung anzusehen ist, mit der 
Folge, daZ der Einspruch des Strohmanns unzulässig 1st. 

	

4.1 	Es wurde bereits auf die Entscheidung G 9/93 (a. a. 0.) 

hingewiesen (S. o. 3.1). Nach dieser ist der Einspruch 

des Patentinhabers gegen sein eigenes Patent unzulässig, 

well das Einspruchsverfahren ein streitiges Verfahren 
1st und daher der Patentinhaber und der Einsprechende 

verschiedene Personen sein müssen. Dem ist insoweit 

nichts hinzuzufugen. Bedient sich nun der Patentinhaber 

eines Strohmanns, dann vertritt auch dieser die 

Interessen des Patentinhabers. Die Nennung des 

Strohmanns als Einsprechender nach Regel 55 a) EPU 
ändert nichts daran, dais, der formell am Verfahren 

Beteiligte auf der Seite des Patentinhabers steht. 

Daraus folgt, dais auch in dieser Situation kein 

streitiges Verfahren gefuhrt wird. Die Einschaltung des 

Strohmanns dient lediglich dazu, diesen Umstand zu 

verheirnlichen und die daraus resultierenden Rechtsfolgen 

zu urngehen. Das Handein des Einsprechenden im Auftrag 

des Patentinhabers rnacht daher den Einspruch unzulassig. 
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4.2 	Die Vorlage T 301/95 (a. a. 0., Nr. 3.4) sieht die 

Gefahr, daE durch den Einsatz eines Strohmanns die 

Vorschrif ten über die Vertretung umgangen werden können. 

4.2.1 Dieses Bedenken trifft zu, soweit Personen berufsmäig 

als Vertreter vor dem EPA handein, ohne die hierfUr 

erforderliche Qualifikation zu besitzen. Nach 

Artikel 134 (1) und (7) EPU ist die Vertretung vor dem 

EPA denjenigen vorbehalten, die in die Liste der 

zugelassenen Vertreter eingetragen sind oder die als 

Rechtsanwälte mit Sitz in einem Vertragsstaat auf dem 

Gebiet des Patentwesens vertretungsberechtigt sind. 

Daher 1st z. B. ein nur nach dem nationalen Recht eines 

Vertragsstaats zugelassener Patentanwalt nicht 

berechtigt, vor dem EPA als Vertreter aufzutreten. Sinn 

dieser Regelung ist es, einen Berufsstand der 

zugelassenen Vertreter vor dem EPA zu schaffen, der für 

seine Tatigkeit die erforderliche Qualifikation 

aufweist. Damit sollen die auf einen Vertreter 

angewiesenen Beteiligten geschUtzt und zugleich der 

reibungslose Ablauf der Verfahren vor dem EPA gefördert 

werden. Mit diesem Gesetzeszweck stUnde es in 

Widerspruch, die Verfahrensvorschrif ten so zu handhaben, 

daI eine nicht vertretungsberechtigte Person berufsmaig 

die den zugelassenen Vertretern vorbehaltene Vertretung 

wahrnehrnen kann. Dies ware dann der Fall, wenn der nicht 

zur Vertretung Berechtigte im Auftrag eines Mandanten 

alle Tätigkeiten ausübt, die typischer Weise vorn 

zugelassenen Vertreter wahrgenommen werden, aber selbst 

in die Parteirolle schlupft, urn das für ihn bestehende 

Vertretungsverbot zu umgehen. Die zusàtzliche Ubernahrne 

der Parteirolle als Einsprechender ändert nichts daran, 

dag das Handein insgesamt in den Bereich der 

berufsma1igen Vertretung fällt. Ein Berufsstand des 

berufsmäigen Einsprechenden ist dem EPU fremd. Seine 

Zulassung würde für einen wichtigen Teilbereich der 

Verfahren vor dem EPA das Vertretungsmonopol der 

zugelassenen Vertreter aushöhlen. Der Einspruch, den em 
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nicht zur Vertretung vor dem EPA Berechtigter im Rahmen 

einer typischer Weise zugelassenen Vertretern 

zugeordneten Gesamttatigkeit in eigenem Namen für einen 

Mandanten einlegt, ist daher unzuJ.assig. 

4.2.2 Dagegen bestehen soiche Bedenken nicht, wenn em 

zugelassener Vertreter im Auftrag eines Mandanten in 

eigenem Nainen Einspruch einlegt. Zwar wird auch hier, 

wie im vorstehenden Fall, die Existenz eines Mandanten 

nicht aufgedeckt. Damit wird aber kein vom EPO 

grundsätzlich miibilligter Erfoig angestrebt. Das 

Problem des Auftretens einer nicht qualifizierten Person 

steilt sich nicht. Auch sonst sind dem Ubereinkornmen 

keine Grundsätze zu entnehmen, denen das Auftreten eines 

im Auftrag handeinden zugelassenen Vertreters in eigenem 

Namen widersprechen würde. Die Beschwerdegegner haben 

vorgetragen, ein soiches Handein wurde zur Regel, wenn 

es zugelassen würde und eine soiche Entwicklung sei 

nicht wünschenswert. Dies bedeutet aber nicht ohne 

weiteres, dais ein soiches Handein auch im Widerspruch 

zum Ubereinkonimen steht. Man mag die Frage, ob die in 

T 10/82 (a. a. 0.) beanstandete Vermischung der Rollen 

als Partei und als Vertreter wünschenswert ist, für 

berechtigt halten. Mangels entgegenstehender Grundsätze, 

die aus dem Ubereinkommen herzuleiten sind, ist dies 

allerdings eine Frage, die eher dem Standesrecht 

zuzuordrien ist. In dieser R±chtung ist nicht behauptet 

worden, das von den Beschwerdegegnern mii!billigte 

Verhalten stehe in Widerspruch zu den auf der Grundlage 

von Artikel 134 (8) c) EPU erlassenen Disziplinar-

vorschrif ten. 

4.2.3 Ebensowenig bestehen Bedenken dagegen, daf> em 

Einsprechender mit Sitz oder Wohnsitz in einem der 

Vertragsstaaten für einen Hintermann handelt, auf den 

diese Voraussetzungen nicht zutreffen. Richtig 1st, da 

damit das Erfordernis der Vertretung nicht anwendbar 

ist, das für den Hintermann nach Artikel 133 (2) EPU 

310S.D 	 . . . 1... 



- 26 - 	G 0003/97 

gelten würde. Dies 1st aber lediglich die Folge davon, 

dag der Einsprechende in zulassiger Weise Beteiligter 

geworden ist. Soweit verfahrensrechtliche Fragen von der 

Person des Einsprechenden abhängen, sind allein die bei 

dern nach Regel 55 a) EPU forrnell Legitimierten gegeberien 

personlichen Verhâltnisse maIgebend. Es besteht kein 

Grund dafür, hier einen anderen Ma1,stab anzulegen als 

beirn Patentanmelder. Auch bei diesern wirdnicht danach 

geforscht, ob er nur deswegen als Arimelder auftritt, urn 

das für einen eventuellen Hinterrnann bestehende 

Vertretungserfordernis zu urngehen. 

5. 	Da der Einspruch in eigenern Narnen und in frerndern Auftrag 

in den Fallen einer rniIbräuchlichen Gesetzesurngehung 

unzulassig ist (S. o. 4), steilt sich die Frage, wie und 

unter weichen Urnständen deren Vorliegen zu prufien 1st 

(Frage 2 in T 301/95, Frage 4 in T 649/92). 

Soweit die Vorlagen hierzu Beweisfragen ansprechen, ist 

zu betonen, da, irn Verfahren vor dern EPA das Prinzip der 

freien Beweiswtirdigung gilt. Dies gilt auch für den 

vorliegenden Probiernkreis. Dainit stünde es in 

Widerspruch, feste Beweisregein aufzustelien, nach denen 

bestimrnten Beweismittein eine bestiinmte tYberzeugungs-

kraft beigernessen oder abgesprochen wird. Vielrnehr ist 

unter Berücksicht±gung aller relevanten Beweismittel zu 

prufen, ob eine Tatsache als bewiesen angesehen werden 

kann. 

Auch für die Verteilung der Beweislast geiten die 

ailgerneinen Grundsätze. Die Beweisiast für das Auftreten 

eines Strohmanns trägt derjenige, der sich darauf 

beruft, also der Patentinhaber oder - bei einern Einwand 

von Amts wegen - das zuständige Organ des EPA. 

Was den bei der Beweiswurdigung anzuiegenden Ma1stab 

angeht, so ist zu berücksichtigen, dag die 

Einspruchsberechtigung jederrnann zusteht. Soil diese 
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RechtspOSitiOfl jemandem abgesprochen werden, bedarf dies 

einer besonderen Rechtfertigung, die nicht lediglich auf 

einer Abwägung der Wahrscheinlichkeiten beruhen darf. 

Vielmehr hat sich das entscheidende Organ auf der 

Grundlage eines klaren und eindeutigen Beweises davon zu 

Uberzeugen, dag die behauptete mi1bräuch1iche Umgehung 

eines Gesetzes durch Einschaltung eines Strohrnanns 

tatsächlich vorliegt, bevor es einen Einspruch als 

unzulässig ansieht. 

5.1 	Im Ubrigen bestehen grundsätzliche Unterschiede zwischen 

den beiden unter 4.1 und 4.2.1 genannten Fallen. 

5.1.1 Bedient sich der Patentinhaber eines Strohmanris für den 
Einspruch, so wird es normalerweise keinen Verfahrens-

beteiligten geben, der die Zulassigkeit des Einspruchs 

in Frage steilt, da der Patentinhaber das Verfahren ja 

durch semen Strohmann betreiben will. Daher kann der 

fehienden Einspruchsberechtigung in der Praxis nur von 

Arnts wegen nachgegangen werden. 

Freilich wird das EPA rege1mäJig kaum Anhaltspunkte 

dafür haben, dag ein Strohmann für den Patentinhaber 

einspricht, sofern die Beteiligten diesen Umstand nicht 

von sich aus deutlich werden lassen. Dies hat zur Folge, 

daI! das Handein eines Strohmanns im Normalf all folgenlos 

bleiben wird und die Unzulässigkeit des Einspruchs nicht 

erkannt wird. Dies ist allerdings noch kein Grund, der 

dafür sprechen wUrde, den Einspruch des Strohmanns des 

Patentinhabers generell zuzulassen. Es macht einen 

wesentlichen Unterschied, ob eine mii.bràuch1iche 
Handhabung des Verfahrens folgenlos bleibt, weil sie 

nicht aufgedeckt wird, oder ob ein solcher Mi1brauch 

of f en hingenommen wird. Wird dem Strohmann des 

Patentinhabers die Berechtigung zum Einspruch 

grundsätzlich versagt, so zwingt dies die Beteiligten 

wenigstens, das Verfahren in der Form eines streitigen 

Verfahrens zu führen. Andernfalls müsseri sie darnit 
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rechnen, dag das Auftreten des Strohmanns of fenkundig 

wird. Relevante Anhaltspunkte dafür, dais der 

Einsprechende Strohmann des Patentinhabers 1st, können 

sich insbesondere aus den Beziehungen zwischen beiden 

ergeben, beispielsweise dann, wenn der Einsprechende als 

abhangiges tinternehmen im Rahmen eines Konzerns oder als 

Arbeitnehmer den Weisungen des Patentinhabers 

unterworfen 1st. 

5.1.2 Steilt sich die Frage, ob jemand als Einsprechender im 

Auftrag von Mandanten vor dern EPA handelt, ohne als 

zugelassener Vertreter qualifiziert zu sein, so 1st auch 

hier zunàchst zu berUcksichtigen, dag jedermann 

einsprechen darf. Daher kann aus der Zugehorigkeit zu 

einer bestimmten Berufsgruppe noch nicht geschlossen 

werden, ein Einsprechender handle als Strohmann. Bietet 

aber jernand berufsmaEig seine Dienste zur Beratung und 

Vertretung auf dem Gebiet des Patentrechts an und tritt 

diese Person rege1rnäiig in Verfahren vor dem EPA als 

Einsprechender in eigenem Namen auf, so schafft sie 

selbst den Anschein, dag diese Einspruchstätigkeit ihrer 

gewohnlichen Berufstätigkeit zuzurechnen 1st. Dies 

rechtfertigt es, der Frage der Einspruchsberechtigung 

nachzugehen. Zur Klarung der Frage könnte etwa bei einem 

nicht als zugelassener Vertreter nach Artikel 134 EPU 

legitimierten Patentanwalt, der einer disziplinarischen 

Aufsicht unterliegt, im Einzelfall eine Erklarung des 

Inhalts verlangt werden, daZ der konkrete Einspruch 

nicht für einen Mandanten eingelegt wurde. 

6. 	Des weiteren stelit sich die Frage, ob ein nach Punkt 4 

relevanter Einwand gegen die Zulassigkeit des Einspruchs 

auch noch erstmals im Beschwerdeverfahren geltend 

gemacht werden kann. Diese Frage steilt sich nicht nur, 

wie in Frage 1 der Vorlage T 649/92 formuliert für den 
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Fall, dais der Einwand vom Patentinhaber erhoben wird, 

sie ist in gleicher Weise erheblich, wenn die 

Zulassigkeit des Einspruchs von Amts wegen in Frage 

gestelit wird. 

Die Frage ist für beide Fallgestaltungen gleich zu 

beantworten. Eine miJbräuchliche Gesetzesumgehung durch 

das Vorschieben eines Strohmanns, die nach Punkt 4 zu 
beanstanden ist, ist im Beschwerdeverfahren auch dann 

nicht hinzunehrnen, wenn sie in der ersten Instanz noch 

nicht gerügt worden ist. Dies ergibt sich schon daraus, 

daS eine Entscheidung des EPA Qber die Rechts-

bestandigkeit des Patents einen zulässigen Einspruch 

voraussetzt. Dies gilt für das Einspruchsverfahren vor 

der Beschwerdekammer ebenso wie für das Verfahren vor 
der Einspruchsabteilung. Zudem genie1t das öffentliche 

Interesse an der Unterbindung der genannten unzulässigen 
Praktiken hier Vorrang gegenüber elner Entlastung des 

Beschwerdeverfahrens. Well das Handeln in fremdem 
Auftrag nicht ohne das Hinzutreten besonderer Umstände 

Veranlassung zur Prufung einer mi1bräuchlichen 
Gesetzesumgehung gibt, wird sich der im Beschwerde-
verfahren entstehende Aufwand ohnehin in engen Grenzen 

halten. Da die Antwort auf die Frage 1 in T 649/92 

ergibt, dag ein zulässiger Einwand im Beschwerde- 

verfahren noch uneingeschränkt erhoben werden kann, 

steilt sich die Frage 2 in T 649/92 nicht. 

7. 	Nach den Gründen Nr. 5.3 der Vorlage T 649/92 soll sich 

die Frage 5 auf die Möglichkeit beziehen, da1! die 

Anfechtung der Zulassigkeit des Einspruchs durch die 

Antworten auf die anderen Vorlagefragen zeitlich 

eingeschränkt wird. Eine solche zeitliche Einschränkung 

wird durch die Antwort auf Frage 1 der Vorlage T 649/92 

verneint. Daher ware die Frage 5 im so verstandenen Sinn 

gegenstandslos. 
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Die Frage 5 selbst ist jedoch weiter formuliert und 

schlieEt auch inhaitliche Einschränkungen der Anfechtung 

der Zulassigkeit des Einspruchs em. Es erscheint der 

Rammer sinnvoll, sich mit der Frage in diesem weiteren 

Verständnis zu befassen. Die zu der Frage 1 in T 301/95 

und der Frage 3 in T 649/92 gegebenen Antworten fUhren 

gegenUber der bisherigen Rechtsprechung tatsächlich zu 

einer Einschränkung der moglichen Einwände gegen die 

Zulässigkeit des Einspruchs, da die Tatsache, dag der 

Einsprechende im Auftrag eines Dritten handelt, 

rege1mäJig nicht zur Unzulassigkeit des Einspruchs 

fUhrt. Durch eine sofortige Anwendung der in den 

gegebenen Antworten enthaltenen Grundsätze sieht die 

Rammer aber keine schUtzenswerten Interessen verletzt. 

Eine Ubergangsregel 1st daher nicht erforderlich. 

Vielmehr kann es bei der aligemeinen Regel verbleiben, 

dais die vorliegende Entscheidung der Gro1en 

Eeschwerdekammer auf alle anhangigen Verfahren 

anzuwenden 1st (siehe G 9/93, a. a. 0., Gründe Nr. 6.1). 

Entscheidungsforinel 

Aus diesen Gründen wird entschieden: 

Die der Gro1en Beschwerdekamrner vorgelegten Rechtsfragen werden 

wie folgt beantwortet: 

Ein Einspruch 1st nicht schon deswegen unzulässig, weil 

der als Einsprechender gemaE Regel 55 a) EPU Genannte im 

Auftrag eines Dritten handelt. 

Ein soicher Einspruch 1st aber dann unzulàssig, wenn das 

Auftreten des Einsprechenden als miJbràuch1iche 

Gesetzesumgehung anzusehen 1st. 
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1 C: Eine soiche Gesezesumgehung liegt insbesondere vor, 

wenn 

- der Einsprechende im Auftrag des Patentinhabers 

handelt; 

- der Einsprechende im Rabmen einer typischer Weise 

zugelassenen Vertretern zugeordneten Gesamttätigkeit 

im Auftrag eines Mandanten handelt, ohne hierfür die 

nach Artikel 134 EPU erforderliche Qualifikation zu 

besitzen. 

id: 	Eine migbrauchliche Gesetzesurngehung liegt dagegen nicht 

schon deswegen vor, weil 

- ein zugelassener Vertreter in eigenem Namen für eineri 

Mandanten handelt; 

- ein Einsprechender mit Sitz oder Wohnsitz in einem 

der Vertragsstaaten des EPU im Auftrag eines Dritten 

handelt, auf den diese Voraussetzung nicht zutrifft. 

2: 	Ob eine miibràuch1iche Gesetzesumgehung vorliegt, ist 

unter Anwendung des Prinzips der freien Beweiswurdigung 

zu prUfen. Die Beweislast trägt, wer die Unzulässigkeit 

des Einspruchs geltend macht. Das Vorliegen einer 

miibräuch1ichen Gesetzesumgehung muZ auf der Grundlage 

eines kiaren und eindeutigen Beweises zur Uberzeugung 

des entscheidenden Organs feststehen. 

Der Geschäftsstellenbeamte: 	 Der Vorsitzende: 

J. Rüc en 	 P. Messerli 
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